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0 : i Für Volk und Staat Deutſcher Lichtbild⸗Dienſt 


Veamtentum und Raſſe 


Pg. Otto Gohoͤes, M. d. R., Reichsſchulungsleiter 


Für eines Volkes Wohl und Wehe iſt es von ungeheurer Bedeutung, in allen 
Verwaltungszweigen verantwortungsbewußte Beamte zu haben, die ſich nicht 
abſchließen vom pulſierenden Leben des Volkes, ſich nicht einfangen laſſen von der 
Gefahr nur bürokratiſchen Denkens und Empfindens, ſondern ſich als Treuhänder 
und Beauftragte des Volkes fühlen, für das ſie wirken dürfen und dienen müſſen. 

Von dieſer Erkenntnis ließ der Schöpfer des preußiſchen Beamtentums, Friedrich 
der Große, ſich leiten, als er den Feldherrnrock mit dem Rock des Staatsmannes ver⸗ 
tauſchte und in . wirtſchaftlich ſchwer * ae Ordnung ſchuf. 


| ‚36 bin der erſte Diener meines Staates“, 


ſagte er. In dieſer Staatsauffaſſung fühlte er ſich dem Volke voll verantwortlich. 
war er ganz Beamter, ganz Diener. 

Dieſe innerlich ſchon abſolut nationalſozialiſtiſche Einſtellung leitete ihn auch bei 
der Beſetzung von wichtigen Beamtenſtellen. So legte er den Grundſtock eines 
preußiſch-deutſchen Beamtentums, das ſeine guten Auswirkungen bis in die Zeit 
kurz vor dem Kriege zum Segen des geſamten Volkes zeigte. f 

Alle anderen Staaten der Welt neideten uns vor dem Kriege unſer Beamtentum. 
Einfachheit, Fleiß, Gehorſam, ſehr gute Lernfähigkeiten, alles Eigenſchaften, die 
in unſerer Raſſe ihren Arſprung haben, das war es, was unſere Beamten aus⸗ 
zeichnete. Korruptionen, Vertrauensbruch oder Diebſtahl kamen im Gegenſatz N 
den Beamten anderer Staaten — ich erinnere nur an Rußland — ſelten vor. 

Das war der Beamte von früher. Das marxiſtiſche Nachkriegsſyſtem hat leider 
auch hier mancherlei verheerende Auswirkungen gezeigt. Bewußt wurde das 
Beamtentum in all ſeinen Zweigen von Elementen durchſetzt, die ihre Tätigkeit 
nur vom Standpunkt der Verſorgung, des Eigennutzes auffaßten. Die Hinter⸗ 
männer dieſer Beamten waren, wie bei der 3 Revolution die Juden, die hier⸗ 
durch nach dem Motto: 


„Eine a 8 die andere” 


den ganzen Staat u ſeine Führung in ihre Gewalt brachten. Viele art- und weſens⸗ 
fremde Zeitgenoſſen kamen an verantwortungsvolle Stellen. Nicht, daß ſie ſelbſt 
durch ihre Grundeinſtellung zur Allgemeinheit großen ſittlichen und wirtſchaftlichen 
Schaden anrichteten, ſie infizierten darüber hinaus einen großen Teil der bisher 
wertvollen Beamtenſchaft. Der Leitſatz „Ich diene“ ging immer mehr verloren! 

Ein Zuſtand grenzenloſer Verbonzung trat ein. Korruptionsfälle übelſten Aus⸗ 
maßes häuften fi. ungeheure Volkswerte wurden durch die, die dem Volke verant⸗ 
wortlich waren, verſchleudert oder gar geſtohlen. Es trat der Zuſtand ein, daß das ; 
Wort „Beamter“ i im Volke einen bitteren Nachgeſchmack auslöſte. | 

Auch hier ſchafft der Nationalſozialismus Wandel. Die große Säuberungsaktion 
in den einzelnen Beamtengruppen zeigt dies. Viel iſt 3 in dieſer Sa 
getan, jedoch viel bleibt noch zu tun übrig; denn | 


en 2 noch genug 3 da. 


Man Muß bei er Frage der Beſetzung 3 Beamtenſtellen ins 
Volk zurückkehren. Man muß ſich hierbei von Geſichtspunkten des Volkstums und 
der Raſſe leiten laſſen. Nur der kann wirklich Treuhänder der Geſamtheit ſein, der 
raſſiſch die Eignung hierzu beſitzt und dem Volke, dem er dient oder das er führen ſoll, 
verbunden iſt. 

In unjerer Raſſe liegt das Soldatiſche, das Verantwortungsvolle. Wie der Soldat 
gern und freiwillig ſeine Pflicht für die Allgemeinheit tut, ſo muß es auch jeder 
Beamte tun. Es iſt hier kein Unterſchied vorhanden. Mut und Verantwortung, 
Reinheit im Handeln und Tun, dieſe wertvollen Eigenſchaften gerade unſerer Raſſe, 
müſſen wieder in unſerer Beamtenſchaft feſte Wurzeln finden. Das friderizianiſche 
Beamtentum muß im Staat Adolf Hitlers wieder aufleben, um Deutſchland wieder 
die Geltung zu verſchaffen, die das kleine u. damals beſaß. 
— —— — 
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Neichsitatthalter 
Pg. Dr. Hans⸗Heinrich Lammers, Staatsſekretär in der Reichskanzlei 


Das Reichsſtatthaltergeſetz vom 7. April 1933 hat einen neuen Zeitabſchnitt 
deutſchen Staatslebens und deutſcher Geſchichte eröffnet und den Schlußſtrich unter 
die ſeit vielen Jahrhunderten dem deutſchen Volke verhängnisvolle Entwicklung 
kleinſtaatlicher Zerriſſenheit geſetzt. | | 


Seit der Entſtehung des Deutſchen Reichs, mag man fie mit Ludwig dem Deuts 
ſchen, dem Enkel Karls des Großen (Teilungsvertrag von Verdun — 843 —), oder 
mit der Wahl Konrad I. (911) zum Deutſchen Kaiſer beginnen laſſen, war die 
Reichsgewalt meiſt ein Spielball der partikularen Kräfte der deutſchen 
Stämme und ihrer Fürſten. Wohl gelang es kraftvollen Herrſchern, beſonders 
ſolchen aus dem Hauſe der ſächſiſchen und fränkiſchen Kaiſer und der Hohenſtaufen, 
den Feudalſtaat des Mittelalters vorübergehend zur Einheit und damit zur Blüte 
und Macht zu bringen. Immer aber und immer wieder war der deutſche Parti⸗ 
kularismus 


die Urſache des Zerfalls und blutiger Kriege. 


Mit der Auflöſung der alten Stammesherzogtümer trat an ihre Stelle der Parti⸗ 


kularismus der Territorialfürſten und der Städte. Der Auflöſungsprozeß ging 
immer weiter. Als ſchließlich Franz I. unter dem Druck Napoleons 1806 die deutſche 
Kaiſerkrone niederlegte, war ein Deutſches Reich in Wirklichkeit ſchon nicht mehr 
vorhanden. | 


Die Schöpfung Bismarcks, das neue Deutſche Kaiſerreich, das nach der langen 
kaiſerloſen Zeit den Traum und die Sehnſucht aller Deutſchen erfüllte, war ein 
ſtaatspolitiſches und ſtaatsrechtliches Meiſterwerk, wie es unter den damaligen Ver⸗ 
hältniſſen nur geſchaffen werden konnte. Wenn die partikularen Kräfte auch jetzt 
noch einen weiten Spielraum hatten, ſo wirkten ſie ſich doch vermöge der faſt aus⸗ 
ſchließlich monarchiſchen Staatsform des Reichs und ſeiner Gliedſtaaten, vermöge 
der inneren Verbundenheit der deutſchen Fürſten und nicht zum mindeſten ver⸗ 
möge der ö 


überragenden Machtſtellung des preußiſchen Königtums 


und ſeiner Verbindung mit der Kaiſerkrone weder innen⸗ 
politiſch noch außenpolitiſch in augenfällig unerträglicher 
Weiſe aus. 5 


Der Bismarckſche Bundesſtaat hat bis zum Weltkriege glänzende 
Leiſtungen auf dem Gebiete der Politik und Verwaltung aufzuweiſen, er hat die 
deutſchen Stämme in kultureller Hinſicht zuſammengehalten und die Wirtſchaft zur 
Blüte geführt. Der ungeheuren Belaſtung des verlorenen Krieges 1914 bis 1918 
und dem ſchweren Druck unſerer Feinde hielt freilich auch das Bismarckſche Ver⸗ 
faſſungswerk nicht ſtand. ä | 


Die Reichsverfaſſung von Weimar ſchuf den demokratiſch⸗ 
parlamentariſchen Parteienſtaat, der bei der Neigung der 
Deutſchen zur Zerſplitterung und Eigenbrötelei zur Kata⸗ 
ſt ro p he werden mußte, ganz beſonders deshalb, weil die Weimarer Reichs⸗ 
verfaſſung trotz ihres Zuges zum Einheitsſtaat die Form des Bundesſtaats aufrecht 
erhielt und — bewußt! — nicht nur den Geſamtſtaat, das Reich, ſondern auch die 
Gliedſtaaten, jetzt Länder genannt, dem Parlamentarismus, das heißt den politi⸗ 
ſchen Parteien auslieferte. 


überall, wo die Erkrankung eines Volkskörpers nicht kata⸗ 


ſtrophal auftritt, beginnt ſich der Menſch langſam an ſie 


zu gewöhnen und geht endlich an ihr, wenn auch erit 


nach Zeiten, ſo doch um ſo gewiſſer zugrunde. Hitler 


Die Konſtrukteure der Weimarer Verfaſſung gingen bewußt davon aus, daß die 
Reichsregierung und die Landesregierungen parteipolitiſch verſchieden und einander 
entgegenſtehend zuſam mengeſetzt ſein konnten. Eine einheitliche politiſche Führung 
des Reichs durch die Reichsgewalt und innerhalb des Reichs, das heißt in ſeinen 
Ländern durch die zahlreichen Landesregierungen, war alſo unmöglich. 5 

Regierte im Reich eine politiſch links gerichtete Reichs⸗ 
regierung, ſo fand ſie den offenen Widerſtand mehrerer 
oder doch mindeſtens einer mehr nach der politiſchen Mitte 
oder nach rechts orientierten Landesregierung. Eine politiſch 
rechts eingeſtellte Reichsregierung ſtieß unweigerlich auf den Widerſtand mehrerer 
links gerichteter Landesregierungen. Und dieſes Schauſpiel nahm beſonders 


im Verhältnis des Reichs zu Preußen oft groteske Formen an 


(8. B. 1925 und 1927): zwei Regierungen in Berlin, die nunmehr rechts gerichtete 
Reichsregierung auf der einen Seite der Wilhelmſtraße befand ſich mit der roten 
Preußenregierung auf der anderen Seite dieſer Straße im Kriegszuſtand. 
14 volle Jahre währte dieſer unerträgliche und jam mervolle Zuſtand zum Schaden 
des deutſchen Volkes. Von allen Seiten, ſelbſt aus den Kreiſen der Parteien, 2 
einen jo elenden Verfaſſungszuſtand geſchaffen hatten, 


ſchrie man nach der Reichsreform. 


Konferenzen der Politiker und Staatsrechtslehrer tagten und berieten endlos 
über die Reichsreform, Tageszeitungen und Fachzeitſchriften wurden jahrelang mit 
ungezählten Aufſätzen über das Reformwerk gefüllt. Dicke Denkſchriften und Bücher 
wurden geſchrieben, ja „Führer“ durch die — mußten eee de 
und ſelbſt von Fachleuten benutzt werden. 

Jede neue der ſo oft wechſelnden Reichsregierungen verändere in ihrem Res 
gierungsprogramm mit hochtönenden Worten die völlige oder doch wenigſtens teil⸗ 


weiſe Reichsreform. 27 FE | 
— Und doch geſchah nichts! 2 


Warum? Weil man die Reichsreform „mit“ der Reichsver⸗ 
faſſung, das heißt mit den in ihr gegebenen verfaſſungs⸗ 
mäßigen Mitteln (verfaſſungsänderndesGeſetz) durchführen 
wollte, obwohl man genau wußte, daß dieſe Mittel nicht zum 
Ziele führen konnten. 

Auch vor der Beſchreitung von Wegen, die über die Grenzen der Reichsverfaſſung 
hinausgingen (Notverordnungen, Proklamierung eines Staatsnotrechts) ſcheute man 
zurück. Denn ſie waren für die früheren Reichsregierungen nicht gangbar, weil ſie 
für ſolche Maßnahmen 

keine Stütze im Volle 
hatten. Mit dem bisherigen Syſtem war eine Reichsreform 
eben nicht zuſchaffen. Erſt als dieſes Syſtem in ſich zuſammen⸗ 
brach und am 30. Januar 1933 die gegenwärtige Reichsregie⸗ 
rung unter Führung Adolf Hitlers vom Reichspräſidenten 
berufen wurde, die Geſchicke des deutſchen Volkes in die 
Hände zunehmen, wurde die Bahn frei für die Reichsreform. 

Nachdem die Mehrheit des deutſchen Volkes durch die Reichstagswahl vom 
5. März 1933 und der aus ihr hervorgegangene Reichstag am 23. März 1933 durch 
den Beſchluß des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Reich die national⸗ 
ſozialiſtiſche Erhebung legaliſiert hatte, wurde durch das erſte Gleichſchaltungsgeſetz 
vom 31. März 1933 eine auf die Zuſammenſetzung des Reichstags abgeſtimmte Zu⸗ 
ſammenſetzung der Volksvertretungen der Länder herbeigeführt, die die Möglichkeit 
eröffnete, in den Ländern Regierungen zu bilden, die der Reichsregierung 
konform waren. 

Dieſe Möglichkeit allein genügte aber nicht, um eine einheitliche, der Reichspolitik 
entſprechende Politik in den Ländern zu gewährleiſten. Noch beſtand in den 
Ländern das Recht der Landesparlamente auf Mitwirkung 
bei der Regierungsbildung und das Recht, die Regierungen 
durch einen Mißtrauensbeſchluß zum Rücktritt zu zwingen. 

Um den vollen Einfluß des Reichs auf die Bildung und den Beſtand der Landes⸗ 
regierungen ſicherzuſtellen, war es nötig, an die Stelle der zur Regierungsbildung 
berufenen Volksvertretungen andere, und zwar von der Reichsgewalt abhängige 


Organe zu ſchaffen, denen man dann folgerichtig auch die Abberufung der Landes⸗ | 
regierungen übertragen konnte und mußte. | | Fe 
Dies geſchah durch das Reichsſtatthaltergeſetz. 


Das parlamentariſche Syſtem wurde beſeitigt durch die Vorſchrift: „Miß⸗ 
trauensbeſchlüſſe des Landtags gegen Vorſitzende und Mitglieder der Landes⸗ 
regierungen ſind unzuläſſig.“ 


Dies gilt für alle Länder, auch für Preußen, das im übrigen eine etwas ab- 
weichende Regelung erfahren hat. 8 
In jedem Lande — mit Ausnahme von Preußen — wurde ein Reichsſtatthalter 
eingeſetzt. Der Reichsſtatthalter wird vom Reichspräſidenten auf Vorſchlag 
des Reichskanzlers ernannt, und zwar für die Dauer der Landtagsperiode, die jetzt 
in allen Ländern bis zum 4. März 1937 läuft, falls nicht eine vorzeitige Auflöſung 
erfolgt. Für mehrere Länder, deren jedes weniger als zwei Millionen Einwohner 
hat, kann der Reichspräſident einen gemeinſamen Reichsſtatthalter einſetzen. 

Der Reichsſtatthalter kann vom Reichspräſidenten auf Vorſchlag des Reichs⸗ 
kanzlers jederzeit abberufen werden. Er iſt Reichsorgan, alſo nicht Reichsbeamter, 
ſondern ein den Reichsminiſtern ähnlicher Amtsträger. | 8 

Er darf nicht gleichzeitig Mitglied einer Landesregierung ſein. Er ſoll in dem 
Lande, das er betreut, oder, falls er für mehrere Länder eingeſetzt iſt, in einem 
dieſer Länder ſtaatsangehörig ſein. Er hat ſeinen Amtsſitz am Sitze der betreffenden 
Landesregierung, bei Einſetzung für mehrere Länder hat er den ihm vom Reichs⸗ 
präſidenten beſtimmten Amtsſitz zu nehmen. 


Aufgabe des Reichsſtatthalters iſt es, für die Beobachtung der vom Reichs⸗ 
kanzler aufgeſtellten Richtlinien der Politik zu ſorgen. 


Esſteht ihm das Recht zu, den Miniſterpräſidenten und auf 
deſſen Vorſchlag die Miniſter zu ernennen und zu entlaſſen. 
Er hat auch das Recht, die Volksvertretung des Landes auf⸗ 
zulöſen und ihre Neuwahl anzuordnen. a 

Ferner ſind dem Reichsſtatthalter übertragen: die Aus⸗ 
fertigung und Verkündung aller Landesgeſetze, die Er⸗ 
nennung und Entlaſſung der unmittelbaren Staatsbeamten, 
ſoweit ſie bisher durch die oberſte Landesbehörde erfolgte, 
und das Begnadigungsrecht. Er kann in den Sitzungen der 
Landesregierung den Vorſitz übernehmen. 

Für Staatspräſidenten in den Ländern iſt natürlich neben den Reichsſtatthaltern 
kein Raum mehr. a SEE 3133 | | 
Für Preußen war eine beſondere Regelung erforderlich, 


da es nicht nur nötig war, wie bei den anderen Ländern die Gleichſchaltung mit 
dem Reich herbeizuführen, ſondern obendrein den ſchwerſten Fehler der Weimarer 
Reichsverfaſſung, die Trennung Preußens vom Reich, den ſogenannten Dualismus 
Reich⸗Preußen, endgültig zu beſeitigen. Unter Ausſchaltung der früher oft er⸗ 
örterten Probleme (Vereinigung des Amtes eines neuzuſchaffenden Preußiſchen 
Staatspräſidenten mit dem des Reichspräſidenten, Vereinigung des Amts des 
Preußiſchen Miniſterpräſidenten mit dem des Reichskanzlers) erſchien es richtig. 
von der Beſtellung eines beſonderen Reichsſtatthalters in Preußen abzuſehen, 
vielmehr 


dem Reichskanzler kraft Geſetzes für Preußen dieſelben Rechte zu geben, 


wie ſie die Reichsſtatthalter in den anderen Ländern haben. 
Der Reichskanzler übt alſo, ohne die Bezeichnung eines Reichsſtatthalters in 
Preußen zu führen, in dieſem größten Lande des Reichs die Befugniſſe aus, die in 
den anderen Ländern die Reichsſtatthalter haben. 
Dieſe Befugniſſe hat er teilweiſe auf den Preußiſchen Miniſterpräſidenten über⸗ 
tragen (Ausfertigung und Verkündung der Landesgeſetze, Ernennung und Ent⸗ 
laſſung von Beamten, Begnadigungsrecht). | 


Es muß eine größere Ehre fein, als Straßenfeger Bürger 
dieſes Staates zu ſein, als König in einem fremden Staate. 


Hitler 
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Zur Bejeitigung des Dualismus Reich⸗Preußen 


it ſchließlich ugs; daß die Mitglieder der Reichsregierung gleichzetig Mit⸗ 
glieder der Preußiſchen Landesregierung ſein können. 

Durch das Reichsſtatthaltergeſetz iſt zwiſchen dem Haupt und den Gliedern des 
Reichs ein Verhältnis hergeſtellt, das mit einem Schlage die Kriſen und Konflikte 
zwiſchen dem Reich und den Ländern beſeitigt hat. Dem Deutſchen Reich iſt endlich 
die Einheit des ſtaatspolitiſchen Willens gegeben: 


ein Reich, ein Wille. 


Das Reichsſtatthaltergeſetz iſt eine ebenſo radikale wie 
ideale Löſung, die ſelbſt der Reichsgründer Bismarck zu 
feiner Zeit ſich nicht im Traume hätte vorſtellen können. 


Volk, Staat und Fremde 


Zum 3. Punkt des Programms. Pg. Curt Wehmeyer 


„Wer nicht Staatsbürger iſt, ſoll nur als Gaſt in Deutſchland leben können und 
muß unter Fremdengeſetzgebung ſtehen.“ 


Als bei der Entwicklung der Menſchheit die einzelnen Menſchen ſich zu Gemein⸗ 
ſchaften zuſammenſchloſſen, da formte ſich zum erſten Male das, was in der Folge 
ſich zum Staat entwickelte. 

Im Anfang war der Menſch ein Einzelgänger, der ſeinen ganzen Lebensbedarf 
allein und aus eigener Kraft erzeugen mußte; für Nahrung, Kleidung und Bes 
hauſung ſeiner Familie hatte er allein zu ſorgen. Dann aber wuchs aus der 
Familie die Sippe, aus der Sippe der Stamm, und aus dem Stamm das Volk. 
Entgegen der Selbſterzeugung der Lebensgüter, wie ſie der Einzelmenſch kannte, 
entſtand nun in der Gemeinſchaft die Verteilung der einzelnen Arbeitsgebiete. Es 
bildeten ſich — wenn man ſo ſagen darf — ſchon damals 


Berufsgruppen, die in ihrer Zuſammenarbeit 


die Lebensbedürfniſſe des geſamten Volkes zu befriedigen hatten. Es entſtand in 
natürlicher Entwicklung das, was wir heute die Volkswirtſchaft nennen. Es bildeten 
ſich die Stände, wie wir ſie zum größten Teil noch heute kennen. Ein jeder dieſer 
Stände hatte ſeine beſonderen Pflichten gegenüber der Allgemeinheit. Der eine 
ſorgte für Nahrung, der andere für Kleidung und der dritte für Wohnung. 

Die weitgehende Spezialiſierung in unſerer heutigen induſtriellen Zeit brachte 
es natürlich mit ſich, daß die Zahl der Berufe und Berufsgruppen eine ungeheure 
wurde. Trotzdem aber gruppiert ſich auch heute noch alles um dieſe drei gesßen 
Hauptgruppen. 

Wären nun alle Menſchen von Grund aus gut und ehrlich, würden alle gleich⸗ 
mäßig am großen Ganzen mitarbeiten, dann würden wir nur er drei Gruppen 
gebrauchen. 

Das aber iſt abſolut nicht der Fall. 


Habgier und Neid, Mißgunſt und Gewinnſucht brachten es mit ſich, daß einer 
dem anderen verſuchte zu rauben, was er beſaß. Innerhalb des Volkes bildeten ſich 
volksfeindliche Elemente heraus, Wird becher die es nötig machten, Aer 
nahmen zu treffen. 

Aber auch außerhalb des Volkes, oder beſſer Blake zwiſchen den . ver⸗ 
ſchiedenen Völkern gab es Haß und Neid, die die ſtarken unter den Völkern dazu 
trieben, den ſchwachen das mühſam Erarbeitete mit Gewalt zu nehmen. Zur * 
waren dieſe gezwungen, ſich zu bewaffnen und zu kämpfen. 

So entſtand für den Kampf nach außen das Heer, im Innern entwickelten ſich 
Polizei und Behörden, die darüber zu wachen hatten, daß ein jeder Volksgenoſſe 
gegenüber der Allgemeinheit, dem Volk, ſeine Pflicht tat, und daß das Leben der 
einzelnen in Ruhe und Frieden lich geſtalten kounke. So wuchs aus ſich Ee 
der Staat. 


So wurde der rer z u m Sticts biker Staats⸗ 
bürger aber haben nicht nur Pflichten, ſondern auch Rechte. 
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Nur kann das Recht erſt aus der Pflicht erwachſen, die er⸗ 
füllt iſt. 

Gern und freudig wird der Staatsbürger ſeine Pflicht gegenüber feinem Volk 
erfüllen, wenn es ſein Volk iſt, wenn er durch Blut und Naſſe ſich ſeinem Volk ver⸗ 
bunden fühlt. Nie aber wird der Raſſenfremde von ſich aus irgendwelche Pflichten 
erfüllen, wenn er es umgehen kann. 

Als vor über 1000 Jahren mit den chriſtlichen Miſſionaren von Rom her die 
Juden nach Germanien hereinkamen, da dachten ſie nicht daran, im fremden Volke 
irgendwelche Pflichten zu erfüllen. Sie dachten nicht daran, ſich Volk und Staat 
wie auch der Volkswirtſchaft vernünftig einzugliedern. Sie wollten nicht arbeiten, 
nicht mit an der Erzeugung der Güter helfen, 


ſondern ſie ſchoben ſich zwiſchen die einzelnen Stände und Berufe 


und vermittelten lediglich den Güteraustauſch. Fremd 
ſt anden ſie in der Wirtſchaft, nur auf ihr eigenes Wohl und 
ihren eigenen Nutzen bedacht und brachten die ihnen raſſe⸗ 
fremden Volksgenoſſen um den Ertrag ihrer Arbeit. 

Fremd ſtehen ſie noch heute in Volk und Staat und lennen nur die Pflichten 
gegen ihre eigene Raſſe und gegen das Judentum der Welt. Dieſe Pflichten aller⸗ 
dings erfüllen ſie reſtlos mit freudiger Begeiſterung und beweiſen dadurch, 


daß Blut zu Blut gehört 


und Volk zu Volk, daß nie fremdes Blutſichgut und organiſch 
einfügen kann in ein fremdes Volk. | 

Früh erkannten das bereits die Völker des frühen Mittelalters. In brutaler, 
aber berechtigter Art pferchten ſie die fremden Gäſte im Ghetto zuſammen, ſchloſſen 
ſie die Eindringlinge ſo wenigſtens von ihrem Volkskörper ab. Der Jude wehrte 
ſich dagegen. Jahrhunderte hindurch kämpfte er für ſeine Befreiung, die er endlich 
durch die große franzöſiſche Revolution und die preußiſche Geſetzgebung nach den 
Freiheitskämpfen in Deutſchland erreichte. 

In zäher Arbeit durchſetzten jüdiſche Agitatoren das deutſche Volk mit der 
Irrlehre von der Gleichberechtigung aller Menſchen. 

Das 19. Jahrhundert brachte den Höhepunkt dieſer Ent⸗ 
wicklung, indem der raſſefremde Jude als gleichberechtigter 
Volksgenoſſe im deutſchen Staate leben durfte, während 
Millionen Deutſchblütiger und Deutſchraſſiger, die im Aus⸗ 
land lediglich geboren waren, in Deutſchland als Ausländer 
galten. 

Es trat der Zuſtand ein, daß Oſtjuden und andere Fremdraſſige nach kurzer Zeit, 
auch wenn ſie im Ausland geboren waren, es erreichen konnten, in Deutſchland 
Staatsbürgerrechte zu bekommen, daß aber Auslandsdeutſche in den Sudeten und 
anderen Teilen der Welt in Deutſchland als Ausländer betrachtet wurden, wenn 
ſie einmal über die Grenze kamen. 

Wohin das führte, zeigt erſchreckend die Revofution von 1918 und die darauf⸗ 
folgenden 14 Jahre. Alle dieſe raſſefremden Elemente trugen in unverſchämter 
Weiſe dazu bei, Deutſchland auszuplündern und den Feinden auszuliefern. Sie 
haben es verſtanden, ſich in amtliche Stelken a und über Deutſch⸗ 
lands Geſchicke zu beſtimmen. 


Das aber iſt vorbei, und ſoll es ein für alle Zeiten. 


Staatsbürger kann nur ſein, wer Volksgenoſſe iſt. Wer aber volksfremd und 
volksfeindlich ſich in Deutſchland aufhalten will, dem ſollen Rechte nicht zuſtehen 
können. Er ſoll unter Fremdengeſetzgebung ſtehen und als Fremder in Deutſchland 
gezeichnet ſein. — Der Auslandsdeutſche aber, der in die Heimat zurückkehrt, ganz 
gleich, ob er in Deutſchland oder anderswo geboren iſt, ſoll Volksgenoſſe ſein und 
Staatsbürger mit allen Pflichten, aber auch mit allen Rechten. | 

Volk und Staat müſſen das werden, was fie im Urbeginn geweſen ſind, ein jeſter 
f untrennbar: Volk und Staat. 


Wer körperlich und neiftia nicht geſund und e it, 
darf ſein Leid nicht im Körper ſeines Kindes verewigen. 
= | | Hitler 
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Gedenktage 


18. Oktober 
18. Oktober 
18. Oktober 
21. Oktober 
24. Oktober 
26. Oktober 
26. Oktober 
27. Oktober 
28. Oktober 
31. Oktober 


1777: Der deutſche Dichter Heinrich von Kleiſt geboren. 

1813: Völkerſchlacht bei Leipzig. 2 

1831: Kaiſer Friedrich III. geboren. 

1805: Seeſieg und Tod Nelſons in der Schlacht bei Trafalgar. 
1648: Der Weſtfäliſche Friede beendet den 30jährigen Krieg. 
1757: Reichsfreiherr v. Stein geboren. . 
1800: Moltke geboren. i 

1760. Gneiſenau geboren. 

bis 3. November 1917: Siegreiche Schlacht bei Udine in Oberitalien. 
1517: Luther ſchlägt die 95 Theſen an die Schloßkirche zu Wittenberg. 
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Volk und Staat 
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Pg. Hans Pfundtner, Staatsſekretär im Reichsinnenminiſterium 
Volk und Staat zu einer. lebendigen, untrennbaren Einheit zu verſchmelzen, iſt 85 

die Forderung, die allen Programmpunkten unſerer Bewegung zu Grunde liegt 

und ihnen ihr einheitliches Geſicht, ihre Geſchloſſenheit und ihre Stoßkraft gegeben 


7 


hat. Dieſes Streben zu verwirklichen, iſt eines der großen Fernziele, denen der, 
Kampf der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei und des von Adolf 
Hitler geführten nationalſozialiſtiſchen Staates gilt. Einen Idealzuſtand zu ſchaffen, 
iſt Menſchen freilich nicht gegeben, und ſo werden wir das mögliche Ziel dann als 
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erreicht bezeichnen können, wenn das 


Streben nach einer ſolchen Einheit 
von Volk und Staat allen deutſchen Volksgenoſſen zur Selbſtverſtändlichkeit 
geworden iſt. Je mehr wir uns dieſem Ziele nähern, um ſo ſtärker und in ſich ge⸗ 
feſtigter wird Deutſchland werden e 


Um das Hochziel des „totalen Staates“ zu verwirklichen, genügt es nicht, daß der 
äußere Anſchein einer ſolchen Einheit hergeſtellt wird. Das wäre „Diktatur“, 
die höchſtens vorübergehend als Vorſtufe zum Ziele in Frage kommen könnte und: 
ohne innere Verankerung im Volke niemals Beſtand haben kann. Es kommt viel⸗ 
mehr darauf an, daß alle Volksgenoſſen innerlich reif werden und ſich völlig los 
machen von den letzten Reiten liberaliſtiſchen Denkens, für das der Staat lediglich 
eine Wohlfahrtsanſtalt war, die den Weg zum Profit freizumachen („die Wirtſchaft 
iſt der Staat“) und diejenigen, die nicht am Profit teilhaben konnten, über Waſſer 
zu halten hatte. Das Volk war nach dieſer vom Nationalſozialismus verworfenen 
Anſchauung eben nur die Summe der einzelnen jeweiligen Staatsangehörigen. 
Es iſt daher höchſte Aufgabe Der. nationalſozialiſtiſchen Staatsleitung, das ganze 
Volk der neuen Denkweiſe zuzuführen. e e TR 5 
Hier ſetzt nun eine Erziehungsaufgabe von kaum zu überſehbarem Ausmaß ein. 
Ehe aber eine poſitive Erziehung ſtattfinden kann, muß die Säuberung und 
Reinigung des Volkskörpers durchgeführt werden: Es müſſen zunächſt all die Men⸗ 
ſchen ausgeſondert werden, bei denen dieſe Erziehung von vornherein ausſichtslos 
iſt, weil ſie nicht imſtande ſind, zu echten Trägern des neuen Volkstums zu werden. 
Es müſſen alſo einmal die Artfremden von jedem Einfluß auf Volk und Staat 
entfernt und auch künftig ferngehalten werden, da eine fremde, raſſiſch bedingte, 
ſeeliſche Einſtellung ein unüberſteigbares Hindernis bildet, ein raſſiſch völlig anders⸗ 
artiges Volk in ſeinem Innerſten und ſeinen Zielen wirklich verſtehen zu können. 
Den erſten entſcheidenden Schritt auf dieſem Wege der raſſiſchen Erneuerung hat 
die Reichsregierung mit dem Bediener d RE ER, 
Geeſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums 
getan, deſſen Grundſätze in eine große Anzahl anderer Geſetze übernommen worden: 
jind, die wichtige Lebensgebiete des deutſchen Volkes betreffen. 
Ich erinnere hier beſonders an die Geſetzgebung über Schulen und Hochſchulen, 
die die heranwachſende deutſche Jugend, die künftigen Träger unſeres Bolts- 
tums ſchon jetzt von volksfremden Einflüſſen freimachen ſoll, und an das Reichs⸗ 
erbhofgeſetz, das den Boden, den wichtigſten Beſitz des Volkes, ausſchließlich 
den echten Trägern des deutſchen Volkstums vorbehalten will. 
Die eingeſchlagene Richtung wird und muß zielbewußt weiterverfolgt werden, 


damit nicht nur Stückwerk geſchaffen wird. Sie wird vor allem auch in dem neuen 


Reichsangehörigkeitsgeſetz zum Ausdruck kommen, das erſtmalig für ſämtliche auf 
deutſchem Boden lebenden Menſchen, nicht nur für einzelne Gruppen, eine grund⸗ 
ſätzliche Scheidung nach raſſiſchen Geſichtspunkten bringen wird. | N 
Die Härten, die all dieſe Maßnahmen mit ſich bringen, dürfen uns nicht ab⸗ 
halten, den Weg weiterzugehen; denn das Wohl der Geſamtheit des deutſchen 
Volkes iſt allein entſcheidend, hinter dem das Intereſſe des Einzelnen völlig 
zurücktreten muß. 8 1. en | | | 
Neben der Fernhaltung blutmäßig fremder Elemente richten ſich die Maßregeln 
der Regierung vor allem gegen die, welche bereits allzu verdorben ſind, 
als daß ſie noch im neuen Volke geduldet werden könnten. Hier handelt es ſich in 
erſter Linie um polizeiliche und ſtrafrechtliche Maßnahmen, die mit der gebotenen 
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Wolfram Krupka | 
Marfchlieö 
Wir ſammeln uns vor Tag und Tau: marſchfrohe Sturmkolonnen. 


Marſchieren feſt ins Morgengrau. Marſchieren ſtill⸗verſonnen. 


Und mancher denkt an Weib und Kind, die ſich daheim nun bangen. 
Ein andrer denkt ans Bücherfpind, dran feine Pläne hangen. 


heut ſind wir freund, heut find wir gleich, Studenten, Bürger, Bauern. 

Wir kämpfen für das dritte Reich, das Feinde rings umlauern. 

Die hakenkreuzſtandarten wehn im Morgenwind uns allen. | 
Die braunen Marſchkolonnen ſtehn, die erſten Schüſſe knallen. 


Doch keiner wankt und keiner weicht den Kugeln und den Steinen. 
Durch morgengraue Straßen ſchleicht der Tod und packt ſich Einen. 


Ein Abſchieoͤswort: fahr wohl, Ramrad! Du biſt uns nicht verloren. 
Dem Führer und dem neuen Staat ſind wir ja herzverſchworen. 


Marſchieren fo in Tag und Tod: fiegfrohe Sturmkolonne . 
Marſchieren ſtill ins Abendrot, bis unſer Kampf gewonnen, 
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Schärfe durchgeführt worden find. Infolge dieſer Maßnahmen hat der Kampf gegen 

die Staatsfeinde, die auf dem Boden undeutſcher Anſchauungen ſtehen, und 

der Kampf gegen Verbrecher und Aſoziale bereits zu Erfolgen geführt, wie man 
ſie vor einem Jahre noch nicht entfernt hätte erhoffen können. 


Die folgerichtige und zähe Fortſetzung 


des Kampfes, die demnächſt mit einer einſchneidenden Strafrechtsnovelle einen 
großen Schritt vorwärts tun wird, rückt auch hier das Endziel in ſichtbare Nähe. 

Die körperliche Geſundung des Volkes und damit auch die ſeeliſche iſt gleichfalls 
in neue Bahnen gelenkt, die mehr Ausſicht auf Erfolg haben als das Flickwerk 
früherer Jahre, das nur auf Außerlichkeiten eingeſtellt war. So wird durch das 
Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes der künftigen Entſtehung Untaug- 
licher in weitem Umfang vorgebeugt. 

Seine Segnungen für das deutſche Volk werden freilich erſt nach einer Generation 
merklich ſein. Dann aber wird zuſammen mit anderen Maßnahmen der Volks⸗ 
körper ſo gründlich von allen Schlacken befreit ſein, daß das deutſche Volk leiblich 
und ſeeliſch zu den geſündeſten Völkern gehören wird. 

Richtet ſich dieſe Arbeit des Staates im weſentlichen darauf, die Menſchen in 
Deutſchland zu jondern in ſolche, die als Träger deutſchen Volkstums in Frage 
kommen und ſolche, die hierzu nicht geeignet ſind, gleichviel ob ein eigenes Ver⸗ 
ſchulden vorliegt oder nicht, ſo iſt daneben die andere aufbauende Arbeit im 
Gange, die alle geeigneten Deutſchen zur Erfüllung ihrer Aufgaben er⸗ 
ziehen ſoll. 

Die Aufzählung dieſer aufbauenden Maßnahmen würde zu weit führen. Sie 
betreffen naturgemäß in erſter Reihe die Erziehung der Jugend, der das volksver⸗ 
bundene nationalſozialiſtiſche Denken ebenſo zur Selbſtverſtändlichkeit werden ſoll 
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wie die Geſunderhaltung und Ertüchtigung ihres Körpers. Sie betreffen 

aber ebenſo die gleichgerichtete körperliche und geiſtige 
Bildung der Erwachſenen, die die gegenwärtigen Träger 
des Volkstums ſind. Eine beſondere Rolle ſpielt hierbei naturgemäß die 
Durchbildung des deutſchen Berufsbeamtentums, das ſich als Träger 
der ſtaatlichen Autorität das naa feat Gedankengut ganz zu eigen 
machen muß. 


So wird in die Formen, die die Regierung durch neue Grundgeſetze ſchafft, all— 
mählich ein Volk hineinwachſen, das dieſe Geſetze nicht nur befolgt, weil es ſo 
befohlen wird, ſondern weil ſie ſeinem innerſten Fühlen und Streben entſprechen. 
Wenn dieſer Zuſtand der Einheit von Volk und Staat erreicht iſt, dann wird das 
erſte große Ziel der neuen deutſchen Geſchichte unter Adolf Hitlers Führung er⸗ 
reicht ſein! 


Drei große Krafthebel 
| * Dr. — Jung, Profeſſor an der Aniverſität Marburg 


Der kurze Abſchnitt iſt einem größeren Zuſammen⸗ 
hang aus einem noch nicht veröffentlichten Werk 
des Verfaſſers entnommen. Die Schriftleitüng. 


Dreigroße Krafthebel bewegen das menſchliche Zuſammen⸗ 
leben und haben immerhin in der Geſtaltung und Befriedung 
i dieſes Zuſammenlebensſchon. erhebliche Erfolge erzielt, wie 
ſelbſt ein — freilich mit Anrecht — für einen Schwarzſeher geltender Mann wie 
Schopenhauer einmal hervorhob, als jemand in ſeiner Gegenwart ſich ent⸗ 
rüſtete darüber, daß in London faſt täglich ein Mord vorkomme; worauf nämlich 
Schopenhauer einwendete, es ſei vielmehr verwunderlich, und als ein erfreuliches 
Ergebnis des jahrtauſendelangen Zuſammenlebens der Menſchen zu betrachten, 
daß unter vier Millionen Menſchen, die auf engſtem Raum und in beſtändigem 
Zuſtammenſtoß ihrer Belange leben müßten, verhältnismäßig ſo ſelten ein offener 
Kampf ausbreche. 


Drei große Hebel des Zusammenlebens: der erſte und gröbſte iſt 
der Rechtszwang. 


der ſich im allgemeinen damit begnügen muß, unmittelbare Schädigungen des einen 
durch den anderen zu verhüten oder wieder gutzumachen. 
Der zweite große Hebel des Zuſammenlebens iſt die ier auf Ge⸗ 
winn od er 
der Lohn. 


Er wirkt in vielen Beziehungen ſchon weſentlich beſſer und feiner als der äußere 
Zwang. Die Volkswirtſchaft oder die Erzeugung von n W l im weſentlichen 


Es ift der höchſte Zweck des völkiſchen Staates die Sorge um 
die Erhaltung derjenigen raſſiſchen Urelemente, die, als 
kulturſpendend, die Schönheit und Würde eines höheren 
Menſchentums ſchaffen. Wir, als Arier, vermögen uns 
unter einem Staat ſonur den lebendigen Organismus eines 
Volkstums vorzuſtellen, der die Erhaltung dieſes Volks⸗ 
tums nicht nur ſichert, ſondern es auch durch Weiterbildung 
ſeiner geiſtigen und — — zur höchſten Frei⸗ 


heit führt. * 2 Hitler 
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durch ihn bewegt und geführt. Die Erfahrung aller Zeiten hat bewieſen, daß 
Zwangswirtſchaft jeder Form — ſowohl allſtaatliche oder ſozialiſtiſche als Sklaven⸗ 
oder Plantagenwirtſchaft — niemals ſo ſchöpferiſch iſt als freie Wirtſchaft. 


Der oberſte, edelſte, und trotzdem — es klingt wie frommer Kinderglaube, iſt 
aber doch tatſächlich wahr — wirkſamſte Hebel aber liegt in den inneren 
freiwilligen Antrieben der eigenen Bruſt, nenne es | 


Geſinnung, Ehrgefühl, Pflichtgefühl, Liebe, Religion. 


Höhere geiſtige und ſittliche Leiſtung, ja ſchon jede wirklich gediegene Arbeit, 
kann weder durch Zwangsandrohung, noch durch wirtſchaftlichen Lohn erzielt 
werden, ſondern muß aus der Geſinnung hervorgehen, aus der Arbeit an der Sache 
„um ihrer ſelbſt willen“, aus Überzeugung. Es iſt ja glücklicherweiſe nicht wahr, 
was das vereinzelnde, zerſetzende 18. Jahrhundert lehrte und, ihm nachfolgend die 
geiſtig von dieſem 18. Jahrhundert abhängigen marxiſtiſchen und anderen Lehren 
unſerer Zeit, nämlich daß der Menſch nur von Eigennutzen geleitet ſei. 

Beider Entſtehung und Erhaltung der Art war „die gegen⸗ 
ſeitige Hilfe“ der Artgenoſſenebenſo wichtig und ebenſo ur⸗ 
ſprünglichalsdervielgerühmte Kampfums Daſein. Die durch 
die Arterhaltunggebotenen Triebeder HingabeunddesSich⸗ 
einsfühlen mit den andern, ſind dem Menſchen ebenjo ur⸗ 
ſprünglich als der eigenſüchtige Trieb oder der Trieb der 
Selbſterhaltung. Auf jenem beruhen die Möglichkeit und die weiteren Aus⸗ 
ſichten friedlichen Zuſammenlebens der Menſchen. Jener Trieb wird um ſo ſtärker 
ſein, je mehr ſich die Zuſammenlebenden innerlich nach Art und Handlungsweiſen 
verwandt fühlen. 

Deshalb iſt ein geſundes Staatsleben leichter innerhalb einer Gruppe möglich, 
die nach Abſtammung und Geſchichte 


eine völkiſche Einheit bildet. 


Geht dieſe innere Einheitlichkeit des Staatsvolkes verloren und werden überdem 
noch die natürlichen ſozialen Antriebe der gegenſeitigen Achtung, Liebe zum 
Nächſten, der freiwilligen, ſelbſtloſen Hingabe an Volk und Staat, nach Möglichkeit 
aberzogen, dann kann weder der höchſtausgebildete Zwangsſtaat noch die produk⸗ 
tivſte Wirtſchaft den Zerfall mehr aufhalten. 

Die Spätantike hat nach der äußerſten Rafje- und Religionsmengerei, nach dem 
anthropologiſchen Untergang der Schichten, die den Staat und die Geſittungsform 
aufgebaut hatten, den Verſuch gemacht, das Staatsweſen nur auf Prätorianertum 
und Wirtſchaft aufzubauen. Dieſer Verſuch hat nach wenigen Jahrhunderten mit 
dem „ — u. — — 


Blut und Gens - 


Pg. Dr. Ernſt Reichert 


Die Bedeutung des Lebens läßt ſich unter dem Begriff Entwicklung klar 
erkennen. Der geborene Mörder entwickelt ſeine Anlage bis zu jenem Punkt, wo 
er es fertigbringt, einen anderen „umzulegen“, der geborene Pazifiſt entwickelt 
ſeine Schlaffheit und ſeinen Intellekt bis zum Vaterlandsverrat, der Jude ent⸗ 
wickelt ſich zum Schmarotzer, und der „geborene“ Nationalſozialiſt wird beſtimmt 
in vieler Hinſicht ein vorbildlicher Menſch. 

Soweit entwickelt ſich alles organiſch und geſetzmäßig, wie die Frucht auf dem 
Feld, wie ein Königstiger in den ne, wie ein Vogel in den freien Lüften 
oder wie ein Volt aus Blut und Boden. 


Der Marxismus iſt die Rache der Geſchichte ſür die Ent⸗ 
ſtehung des Proletariats. Othmar Spann 
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Die Entwicklung geht freilich niemals geradlinig vorwärts, fie kann gefördert, 
aber auch mächtig gehemmt werden, ſo ſtark, daß man von Verkümmerung, in 
vielen Fällen ſogar von völliger Vernichtung ſprechen muß. 


Das gilt für die Pflanze, das gilt für das Tier, aber auch für den einzelnen 
Menſchen, vor allem für den Menſchen, der ſich ſelber lebt; denn im verfloſſenen 
Zeitalter, im Zeitalter des Individualismus, hatte ſich der eine 
Menſch gegen den anderen zu ſehr abgeſchloſſen. 


Der Menſch kann ſich nur in einer Gemeinſchaft entwickeln. 


Dieſe verbürgt ihm dafür die Erhaltung ſeiner Art. Eine 
Gattung von Tieren kann ausgerottet werden und iſt ſchon ausgerottet worden, 
ein Volk von Menſchen, bewußt ſeiner blutmäßigen Abkunft und ſeines Ver⸗ 
wachſenſeins mit dem Boden, iſt noch niemals untergegangen und wird auch 
niemals untergehen. Dafür gibt es jedenfalls kein einziges Beiſpiel in der Welt⸗ 
geſchichte, es ſei denn ein Volk, das auf einer ausgeſprochen niedrigen Stufe ſteht. 
Wohl aber gibt es genug Beiſpiele für Völker, die allzuſehr vergaßen, woher ſie 
ſtammten und deshalb untergingen: z. B. die Goten, als ſie in Italien waren. 


Ein bodenſtändiges Volk muß einfach deshalb beſtehen, weil bei allen ver⸗ 
führeriſchen Kräften, die etwa am Werke find, viel zu viel 


geſunder Inſtinkt in der Maſſe wach bleibt, 


als daß ſolche Kräfte ſich irgendwie zum Unheil dauernd durchzuſetzen vermöchten. 

Im Gegenteil, ſie werden völlig unterjocht und niedergehalten. Ein geſundes Volk 

reagiert auf ſie, wie ein geſunder Körper auf eine Infektion reagiert, er iſoliert 

den Krankheitsherd, er alarmiert ſeine Säfte und Kräfte, den Organismus lebendig 
zu erhalten. 


Die Menſchheit hat ſich zu dieſer Funktion den Staat geſchaffen. Durch ſeine Ver⸗ 
ſaſſung und durch die Geſetze wird die Gemeinſchaft geregelt und das ganze Volk 
bewahrt, das heißt es wird in ſeinen einzelnen Gliedern nach Aufgabe und Be⸗ 
ſtimmung ſtrengſtens gegliedert und geſchützt. Deshalb kann der Staat und ſein 
Geſetz für die Entwicklung, die ein Volk nimmt, gar nicht fortgedacht werden. 

Der Staat, in dem das Volk ſich nach außen hin darſtellt, iſt freilich nicht immer 
gut, beſonders dann nicht, wenn er mit ſeinen Geſetzen nur 5 


auf einen gehobenen Teil des Volles 


einſeitig bezogen iſt, oder wenn er in ſeiner ganzen Verfaſſung das Gepräge einer 
Überalterung trägt. | | 


Es muß ein Staat immer fo fein, daß er wie die organiſche und lebendige Hülle 
des ganzen Volkes iſt, nicht eine Gußform, die den Volkskörper in ver⸗ 
ſchiedenen Bewegungen preßt und hemmt und drückt und behindert, ſo wie es in 
Deutſchland mehr oder weniger in ſeiner Geſchichte immer der Fall war. Denken 
wir doch nur an die Geſetze, die das rechtliche Leben des Volkes im Staate ſichern 
ſollten. Vor mehreren hundert Jahren wurde das „Römiſche Recht“ auf⸗ 
genommen, das Römiſche Recht, mit dem einſt ein fremdes Gewirr von Völkern 
notdürftig regiert wurde, bis das alte römiſche Reich dann doch zerfiel. Ausgerechnet 
dieſes Recht für „Verſchiedene“ wurde übertragen auf ein Volk, das — wenig⸗ 
ſtens blutmäßig — eine Einheit und gebunden war. 


Das war ein Schildbürgerſtreich von Gelehrten. Wer hatte dabei ſeine Hand 
im Spiel? Natürlich auch der Fremde, der hier eine Chance witterte, das Volk in 


Der kraftvolle Nationalſtaat braucht nach innen weniger 
Geſetze infolge der größeren Liebe und Anhänglichkeit 
ſeiner Bürger, der internationale Sklavenſtaat kann nur 
durch Gewalt ſeine Untertanen zum Frondienſt anhalten 

Hitler 


ſeiner N staatlichen Entwicklung zu ſtören. Hatten wir denn nötig, ein 
fremdes 22 aufzunehmen? Wir hatten doch ſelbſt ein gutes Recht, ein Recht, 


das immer auf das Volkstum bezogen war, 


einen Spiegel des Volkstums, den Sachſenſpiegel, den Schwabenſpiegel und andere. 

Wie gut das alte deutſche Recht damals war, erkennt man am beſten an der 
geringen Zahl der Rechtsbrecher im Verhältnis zur Kulturhöhe jener Zeit. Heute, 
wo im Vergleich dazu die Abertretungen ins Ungemeſſene gehen, erkennen wir. 
deutlich, daß wir ein ſchlechtes, ja in ſeiner Auswirkung zum Teil ein verheerendes 
Recht haben. 

Ein Geſetz ſoll nicht bloß erdacht, es muß erlebt, erfühlt 
ſein. Das ſtaatliche Recht muß zu unſerem eigenen, perſön⸗ 
lichen Geſetz werden. Darin wollen wir uns jelber ablejen, 
uns erkennen, „dieſes“ Geſetz verſtehen wir, „dieſes“ Geſetz 
leben wir. 

Ein fremdes Geſetz muß uns notwendig mit uns ſelber in Konflikt bringen, uns 
innerlich unſicher machen, muß ein Volk demoraliſieren und entmündigen, ſeine 
Entwicklung abſchneiden, und es damit ſchließlich dem Untergang weihen. 

Wenn man dem Volke alles andere, nur ſein Geſetz nicht gibt, ſo hat man ihm 
damit gar nichts gegeben. Was nützt es einer Pflanze, wenn man ſie noch ſo viel 
begießt, wenn man ihr den beſten Boden gibt und den Boden düngt, und man 
ſchließt die Pflanze von der Sonne ab. Dann nützt ihr das andere alles gar nichts; 
denn wie ſoll ſie ſich da entwickeln? Es klingt vielleicht lächerlich, die „warme“ 
Sonne mit den „kalten“ Geſetzen zu vergleichen, ja, es klingt ſogar abſurd: aber 
das ſagt alles, daß es abſurd klingt. Wenn das Geſetz gut iſt, ſo muß es tatſächlich 
auf uns wirken wie eine Sonne. Wir müſſen ſeine Wärme ans mindeſtens ebenjo 
wie jeine Kälte, dann iſt es richtig. 


So ſteht das Geſetz zwiſchen Volk und Staat. 


Der Staat muß dem Volke das Seine geben; denn der Staat iſt aus dem Volke 
herausgebaut, immer nur von innen heraus kann der Staat das Leben des Volkes 
ſichern und ſich ſelber rechtfertigen. Noch nie hat ein Volk in der Weltgeſchichte das 
jo ſtark, jo bewußt empfunden, wie das neue Deutſchland mit ſeinem Führer, undſo 
wird es denn der Velt ein Beiſpiel geben, daß das völkiſche 
Leben der Erde in eine noch gar nicht abzuſchätzende Zu⸗ 
kunft weiſt. 

Wir haben es klar erkannt, wie maßgebend im organiſchen Zuſammenwirken aller 
Kräfte gerade die Geſetze ſind, ſie ſollen aus der Raſſe mit „allen“ 
ihren Eigenſchaften und nicht nur aus dem bloßen Verſtand 
einer Raſſe heraus geboren ſein. Dann ſind ſie a uch nicht 
hemmend und quälend und drückend und lähmend, wie faſt 
alles, was bisher war, 


es bis zur Unerträglichkeit war. 


„Ein“ Volk verſteht ſich nicht bloß intellektuell und darf deshalb kein zu formales 
Geſetz haben. Weil es auch in anderer Beziehung, nämlich blut⸗ und bodenmäßig 
gleich iſt, muß auch das, ja gerade das, in ſeinem Geſetz zum Ausdruck kommen. 

Dann trennt nicht das Geſetz den Staat von dem Volke, ſondern verbindet Staat 
und Volk, dann wird ein Volk ſich organiſch aufwärts entwickeln können und in 
ſeiner ganzen Entwicklung in ungeahnter Weiſe maßlos gefördert werden. 


Der völkiſchen Weltanſchauung muß es im völkiſchen Staat 
endlich gelingen, jenes edlere Zeitalter herbeizuführen, 
in dem die Menſchen ihre Sorge nicht mehr in der Höher⸗ 
züchtung von Hunden, Pferden und Katzen erblicken, ſon⸗ 
dern im Emporheben des Menſchen ſelbſt, ein Zeitalter, 
in dem der eine erkennend ſchweigend verzichtet, der an⸗ 


dere freudig zu und gibt. | Hitler 
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52. W. B., Siegen. Die neue bn für Amts⸗ 


walter iſt in Vorbereitung. Näheres iſt noch nicht bekannt. 
Auch nicht betreffs einer neuen Uniformierung. 


57. A. B., Jülich. Sämtliche Landpachtfragen — — in 
Zukunft von der Hauptabteilung I des Reichsnährſtandes be⸗ 

arbeitet. Leiter der Hauptabteilung I des Reichsnährſtandes 

it Staatsrat Reinke, Berlin SW 11, Deſſauer Straße 26. 


9. E. S., Goſtenhof. Das Induſtriewerk iſt in erſter Linie 
verpflichtet die Zur öhne einzuhalten. Wenn in einem 
Tarifvertrag, insbejondere in einem Reichsrahmentarif, die 
Löhne nur als Richtſätze bezeichnet und branchenüblich all⸗ 
gemein höhere Löhne bezahlt werden, jo kann unter Umſtän⸗ 
den das Erfordernis der Zuſtimmung beider Vertragspartner 
zur Herabſetzung übertariflicher Löhne auf die Tarifmindeſt⸗ 
grenze aufgeſtellt werden. Im allgemeinen muß aber von 


einer Belegſchaft ſo viel Verſtändnis erwartet werden, daß 


ſie nicht durch grundſätzliches Feſthalten an übertariflichen 
Löhnen unter Umſtänden volkswirtſchaftlich und für die 
e des Betriebes wertvolle Auslandsaufträge 
in Frage ſtellt 

64 a. 9. M. Raven. Zu der Frage, mr noch eine Verwal: 
tungsreform in bezug auf die durch die Bracht'ſche Notverord⸗ 
nung zuſammengelegten Landkreiſe geplant iſt, gibt der amt⸗ 


liche Preußiſche Preſſedienſt vom 15. Juli 1933, Abendaus⸗ : 


gabe, mit der Mitteilung der letzten Anderung in den Land⸗ 
kreiſen gleichzeitig eine erſchöpfende Beantwortung: „Das 
Preußiſche Staatsminiſterium hat in ſeiner Sitzung vom 


15. Juli ein Geſetz verabſchiedet, durch das die Landkreiſe 


Brieg, Grünberg, Dithmarſchen, Huſum⸗Eiderſtedt, Göttingen, 
Fallingboſtel, Soltau, Dillenburg und Obertaunuskreis wieder 
aufgeteilt, die Gebietsteile der ehemaligen Landkreiſe Jauer, 
Bolkenhain und Schönau von den Landkreiſen Liegnitz und 
Landeshut wieder abgetrennt und zu einem neuen Landkreis 
Jauer zuſammengeſchloſſen werden, ſowie der Stadtkreis Grün⸗ 
berg in den neugebildeten Landkreis Grünberg wieder ein⸗ 
gegliedert wird. Mit der Beſeitigung dieſer beſonderen Härte⸗ 
fälle hat die Nachprüfung der Verordnungen über die Neu⸗ 
gliederung von Landkreiſen vom 1. Auguſt und 27. September 
1932 als abgeſchloſſen zu gelten. Die Staatsregierung iſt ſich 
bewußt, daß auch noch in anderen Fällen die im vorigen Jahre 
getroffene Neugliederung nicht in jeder Hinſicht auf die 
Wünſche und Belange der Bevölkerung Rückſicht genommen 
hat, und daß insbeſondere für die Gemeinden, die die Kreis⸗ 
verwaltungen verloren haben, gewiſſe Härten entſtanden ſind. 
Die Vorteile einer ſtrafferen Zuſammenfaſſung der örtlichen 
Verwaltung, die durch die außerordentliche Entwickelung des 
Verkehrs⸗ und Nachrichtenweſens ermöglicht worden iſt, und 
die im Sinne einer autoritären Staatsführung liegt, ſowie 
die erzielten, nicht unerheblichen Erſparniſſe ließen es jedoch 
geboten erſcheinen, von der Rückgängigmachung weiterer Kreis⸗ 
zuſammenlegungen Abſtand zu nehmen. Das Staatsminiſterium 
wird bemüht bleiben, den ehemaligen Kreisſtädten nach Mög⸗ 
lichkeit auf andere Weiſe über den Verluſt des Kreisſitzes 
hinwegzuhelfen. Angeſichts der vielen großen und dringlichen 
Aufgaben, mit denen ſich die Staatsregierung zu befaſſen hat, 
können weitere Wünſche auf Wiederaufteilung zuſammen— 
gelegter Kreiſe, die trotzdem etwa noch vorgebracht werden 
ſollten, nicht mehr verfolgt werden. Nach Erledigung der vor⸗ 


dringlichſten Aufgaben wird die Staatsregierung aber an eine 
grundlegende Überprüfung der territorialen Gliederung mit 


dem Ziele herangehen, im Wege von Grenzberichtigungen den 
Bedürfniſſen von Wirtſchaft und Verkehr nach Möglichkeit 


Rechnung zu tragen. Beſondere Eingaben auf Durchführung 


von Grenzregulierungen ſind zwecklos. Der Preußiſche Staats⸗ 
rat wird zu gegebener Zeit zu dieſen Fragen gehört werden. 

65. R. H., Chemnitz. Natürlich dürfen SA.⸗ und SS.⸗Leute 
an Veranſtaltungen, Aufmärſchen ujw. der NSBO. bzw. der 
Deutſchen Arbeitsfront in Uniform 9 
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C. Sch., Ichenhauſen. Die Angehörigkeit bei der SA. 
N SE. iſt eine Angelegenheit, die nichts mit der Beitrags» 
pflicht bei einem Arbeiterverband zu tun hat. 


68a, b, e. „Bu.“ Die Mitgliedſchaft in der NS.⸗Beamten⸗ 
arbeitsgemeinſchaft kann auf die der NSBO. voll angerechnet 
werden, materielle Leiſtungen reſultieren jedoch nicht. Wenn 
Sie 1932 Mitglied der NSA. waren, dürfen Sie das einfache 
Braunhemd tragen. Wenn Sie ſeit dem 3. März 1933 der 
NSDAP. angehören, wird ein Geſuch um „endgültige Auf⸗ 
nahme nach einem Jahr“ bei der zuſtändigen Gauleitung 
beſtimmt Erfolg haben. 

70. Betriebszelle Herzberge. Alle im Geſundheitsweſen 
berufstätigen Arbeiter und Angeſtellten ſind laut Anordnung 


vom 28. September 1933 des Leiters des Organiſationsamtes, 


Pg. Selzner, in einer Verbandsgruppe VI, Sanne. 
zu vereinigen, die dem Verband angeſtellter rzte und Apo⸗ 
theker, Verbandsleiter Dr. Strauß, Berlin, Werftſtraße 7, 
Telephon C5, 7620, angegliedert iſt. 

71. O. W., Berlin. Es gibt noch keine Literatur, die das 
Wendel Verhältnis in der Deutſchen Arbeitsfront 
ehandel | 


74. H. B., Frohburg. Alle in der Textil⸗Induſtrie beſchäf⸗ 


tigten Facharbeiter gehören in den Deutſchen Textilarbeiter⸗ 


Verband. 
77. T. H., Gladbeck. Heute iſt die Sperre zum Eintritt in die 


NSDAP. abſolut. 1 


78. P. K., Berlin. Glaubt ein Tiſchler, zu niedrig bezahlt 
zu werden, ſo kann er, ſofern ein höherer Tarifſatz vorliegt, 
ſich an das zuſtändige Arbeitsgericht wenden, bzw. er kann 
vorher durch ſeinen Betriebsrat, ſofern ein ſolcher beſteht, 
bei dem Arbeitgeber die Erfüllung dieſes etwaigen Rechts⸗ 
onſpruchs fordern. 


79a, b. W. K., Berlin SO. Wenn bei Angeſtellten eine tarif⸗ 
liche Bezahlung 5 nicht beſteht, 1 iſt es richtig, ſie in dieſem 

Falle auf den Termin zu beſcheiden, an dem eine tarifliche 
Bezahlung feſtgeſ ſetzt wird. Wenn Sie vor dem 1, Januar 1933 
in die NSB0O. eingetreten ſind, können Sie bei der nächſten 


Beitragsregulierung bei DHV. die NSBO.⸗Beiträge, die Sie 


vom 1. Januar 1933 bezahlt haben, bis zu 1 RM. in Abzug 
bringen. 


80. M. M., Wieſenburg. Oberbürgermeiſter Adenauer 1 


auf Grund von § 4 des Geſetzes zur Wiederherſtellung des 
Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 (RG Bl. S. 175) vom 
Miniſter des Innern aus dem Dienſt der Stadt Köln entlaſſen 
worden. Gemäß SA Satz 2 und 3 erhält er, wie alle früheren 
Beamten in derſelben Lage, drei Viertel des ihm an ſich zu⸗ 


ſtehenden Ruhegeldes und entſprechende Hinterbliebenen-Ver⸗ 
ſorgung. Die erſten drei Monate nach der Entlaſſung ſtehen 


dieſen früheren Beamten die bisherigen Bezüge in voller Höhe 


zu. Was im alone Adenauer angeht, jo iſt gegen ihn 
noch ein Dienſtſtrafverfahren anhängig, in dem ihm durch 
Urteil ſein Ruhegeld aberkannt werden kann. (8 14 des Ge: 


ſetzes.) Ob es dazu kommt, läßt ſich natürlich nicht voraus: 
ann | 
„Gardelegen. Die Aufnahme für die NS.⸗Schule für 


handelt ſich bei der Schule um keine militäriſche Anſtalt, 


Wiriſchaſt und Arbeit ai bis zum Oktober 1934 geſperrt. Es 


ſondern die Schüler werden dort im Verwaltungsdienſt aus⸗ 


gebildet. 


84. W. Sch., Augsburg. Weder vom RAM, noch ſeitens der 
Deutſchen Arbeitsfront et die Frage der Doppelverdiener end⸗ 


gültig geregelt worden. Im Hinblick auf die Gefahr, durch 


Schadenerſatzanſprüchen auszuſetzen, wird bei Behandlung 
dieſer Frage größte Vorſicht empfohlen. Es iſt natürlich 
erwünſcht, daß ſogenannte Doppelverdiener 


zugunſten erwerbsloſer Alleinverdiener frei geben. Im 


ihren Platz 


rechtlich nicht begründete Entlaſſungen gegebenenfalls ſich 


aha 


allgemeinen wird man einen freien Entſchluß durch Hinweis 


auf die moraliſche und ſoziale Verpflichtung des einen Ehe⸗ 


gatten, in dieſem Falle der Ehefrau, ihren Platz zugunſten 
; einer erwerbsloſen Kraft zu räumen, herbeiführen können. 


86a. B., Koblenz. Handwerksmeiſter und Fachlehrer im An⸗ 


geſtelltenverhältnis gehören in den Deutſchen Werkmeiſter⸗ 
Verband. Gleichzeitig iſt die Berufskrankenkaſſe für Werk⸗ 
meiſter für dieſelben zuſtändig. | 


87b. Croſſen. Ob der Chef pülnkelch in 175 Betrieb kommt 
oder nicht, iſt unbeachtlich. Wenn die Angeſtellten mit ihrer 
Arbeitszeit pünktlich beginnen, ſo haben ſie das klagbare Recht 
De Bezahlung der Überjtunden, wenn ſolche gemacht werden. 

88a, b. W. R., Eſſen. Die Mitgliedſchaft in der Techniſchen 
Nothilfe wird vor der Gleichſchaltung nicht als Mitgliedſchaft 
im nationalen Verband gewertet, nach der Gleichſchaltung iſt 
ſie im Sinne der Deutſchen Arbeitsfront vollwertig. Die Frage, 
ob ein altes Mitglied der Techniſchen Nothilfe, das nach dem 
30. Januar 1933 Mitglied der NSBO. wurde, den NSBO.⸗ 
Beitrag vom Arbeitsfront-Beitrag kürzen kann, erübrigt ſich 
inſofern, als nach den neueſten Beſtimmungen für die NSBO. 
vom 1. November nur noch ein Werbebeitrag bezahlt wird. 

89a,b,c. Druckereibetrieb Dortmund⸗Hörde. Nach § 3 
Ziffer 6 des Deutſchen Buchdruckertarifs kann eine Arbeits⸗ 
zeitverkürzung ſowohl für den ganzen Betrieb wie auch nur für 
einzelne Abteilungen (Handſetzerei, Maſchinenſetzerei, Flach 
druck uſw.) vereinbart oder mit einer Friſt von drei Tagen 
angeordnet werden. Abgeſehen von einzelnen dringend not⸗ 
wendigen berſtunden in der kurz⸗ oder vollarbeitenden Ab⸗ 
teilung iſt eine Mehrzahl von Uberſtunden aber durchaus un⸗ 
zuläſſig, da nach § 8 Ziffer 1 des vorerwähnten Tarifs alle 
Aberſtunden, ſoweit es nur irgend angängig iſt, durch Ein⸗ 
ſtellung von Arbeitsloſen oder durch Einlegung von Schichten 
nach Maßgabe der betrieblichen und techniſchen Möglichkeiten 
im Benehmen mit der geſetzlichen Betriebsvertretung zu ver⸗ 
meiden ſind. Bei der z. Zt. verhältnismäßig ſchwachen Be⸗ 
ſchäftigung des Buchdruckgewerbes dürften dieſe betrieblichen 
und techniſchen Möglichkeiten zur Vermeidung von Über⸗ 
ſtunden alſo überall gegeben ſein. Wenn eine Angeſtellte jetzt 
als Stenotypiſtin beſchäftigt iſt, ſo kommt, unabhängig von 
ihrer früheren Tätigkeit im Einzelhandel, nur der Tarif für 
| Bette in 8 SE Berlin 3. B. der . 


Was jeder Deutſche wien a muß: 


Das Deutſche Reichsgebiet macht nur den 310. Teil der 
| 3 Landfläche der Erde aus. Auf dieſem winzigen Teil⸗ 
gebiet wohnt als ein Deutſcher jeder 28. Erdbewohner. Das 
gibt ein W wie es BE ae 2 vor⸗ 
stellbar iſt 


Die RNaſſengliederung der Erdbenölkerung geſtaltet ſich 
folgendermaßen: Weiße — unter ſich ſo völlig verſchieden, 
daß man kaum in rein äußerlichem Sinne hier von einer 
Raſſe reden kann — etwa 920 Millionen, Mongolen mehr 
als 620 Millionen, Neger etwa 116 Millionen, Völker un⸗ 
beſtimmter Raſſen 70 Millionen, Malayen 60 Millionen und 
Indianer und. Indianermiſchlinge 40 Millionen. Da die 
1 Raſſe abſolut uneinheitlich iſt, ergibt ſich für das 
ſtaatliche Leben ihrer Angehörigen aus dieſer Zus 
ſammenſetzung eine nicht zu unterſchätzende Gefahr. Nur bei 
ſtrenger Scheidung von den nichtariſchen Juden, Kopten uſw. 
„und nur bei Berückſichtigung der ſlawiſchen Verſchiedenheit 
läßt ſich durch völkiſchlſtraffe, heißt organiſche 
Gliederung dieſer Gefahr begegnen. as ſieht man erſt 
richtig, wenn man die „ſogenannte“ weiße Raſſe unter die 
Lupe nimmt: Indogermanen gibt es etwa 860 Millionen, 
‚Semiten, Araber; 7 u. a. 40 Millionen, Hamiten, Berber, 
Kopten u. a. 22 Millionen. Der Anterſchied zwiſchen Indo⸗ 
5 und Semiten . e ig Be 8 5 5 
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trag für die kaufmänniſchen Angeſtellten im Berliner Buch⸗ 
druckgewerbe. Beſteht kein Tarifvertrag für den betreffenden 


Ort, ſo iſt die Entlohnung der freien Vereinbarung im Einzel⸗ 
arbeitsvertrag vorbehalten. 


Auch der Angeſtellte eines 
Druckereikontors bei einer „Export“⸗Firma muß nach dem ge⸗ 
wöhnlichen Tarifvertrag für Druckereiangeſtellte (für Berlin 
der Tarifvertrag für die kaufmänniſchen Angeſtellten im Ber⸗ 
liner Buchdruckgewerbe) entlohnt werden. Beſteht am Orte kein 
Tarifvertrag für dieſe Gruppe von Angeſtellten, ſo iſt die Ent⸗ 
lohnung wieder der freien Vereinbarung im Einzelarbeits— 
vertrag vorbehalten. Trotzdem die betreffende Drudereifirma 
ihre Erzeugniſſe exportiert, iſt dies kein Grund, ſie einem 
etwaigen Tarif für das Exportgewerbe zu unterſtellen, wie er 
3. B. im Berliner Export⸗Großhandel beſteht. 


94. E. W., Braunſchweig. Die Anordnung, nach der bei 


Angeſtelltenverbänden keinerlei Abzüge der NSBO.⸗Beiträge 


zuläſſig ſind, iſt durch die amtliche Bekanntmachung der 
NSBO.⸗Preſſeſtelle im Informationsdienſt 37 vom 7. Oktober 
erſchienen. Gemäß einer Mitteilung in der Tagespreſſe des 
Landesobmannes der NSBO. Berlin, Spangenberg, tritt die 
Neuregelung für die Zahlung der NSBO.-Beiträge erſt am 
1. November in Kraft. Die amtliche Bekanntmachung lautet: 
Da alle NSBO.⸗Mitglieder nach Anweiſung des Stabsleiters 
der PO., Pg. Dr. Ley, gleichzeitig in die Verbände der Deut⸗ 


ſchen Arbeitsfront überführt werden, erhebt die NS BO. keine 
ſelbſtändigen Mitgliedsbeiträge mehr. Zur Deckung der laufen⸗ 


den Ausgaben zahlen die Mitglieder der NSB0O. lediglich 
einen beſonderen Werbebeitrag von monatlich 25 Rpf. bei 
einem Einkommen bis zu 150.— RM. Bei einem darüber 


hinausgehenden 3 . 35 . Are den a ne 


zu entrichten. 


Berichtigung. Frage 14. Graf v. dr Sch. 

In Folge 4 befindet ſich im Fragekaſten unter Nummer 14 
der Satz: „Da die landwirtſchaftlichen Arbeiter nicht der 
deutſchen Arbeitsfront. eingegliedert find. 

Die landwirtſchaftlichen Arbeiter ſind im Deutſchen Land⸗ 
arbeiterverband organiſiert und e . damit der Deut⸗ 
ſchen Arbeitsfront an. 

Durch ein Verſehen erſcheint dieſe Ser die bereits 

OBEN war, Nes, in dieſer Nummer. a 


Die ee 


— 
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zwiſchen den und Indianern. Die Saen 
elbſt, als weitaus ſtärkſte Gruppe, ſind in ſich gegliedert in 


Oſtarier, alſo Inder u. ä. ungefähr 256 Millionen und Weſt⸗ 
‚arier. etwa 600 Millionen. 


Zu den Weſtariern zählen alle 
Germanen mit nicht mehr als etwa 270 Millionen, 


Romanen mit etwa 170 Millionen und. Slawen mit etwa 


155 Millionen ſowie die Griechen mit 7 Millionen. Die Ger⸗ 
manen, die völkiſch und ſtammesmäßig unter ſich noch wieder 
ſtarke Anterſchiede aufweiſen und gegliedert ſind, müſſen als 
beſonders hochſtehende Raſſe am meiſten auf der Hut ſein, 
zumal ihre Geburtenziffer im Verhältnis zu anderen Naſſen 
augenblicklich außerordentlich ungünſtig liegt. 


Zu den Herrſchaften, denen man jetzt die deutſche Staats⸗ 


angehörigkeit 3 hat, gehört auch der ſattſam be⸗ 


kannte Jude Tucholſty, der in Deuͤtſchland früher folgendes 
verzapfen durfte: a Land, das ich angeblich verrate, iſt 
nicht mein Land „Eure mukfſigen Vatetländchen, eure 
lächerlichen Fahnen! In 300 Jahren wird kein Menſch ver⸗ 
öſtehen, warum ſich die Leute um ihre murkſigen Vaterländchen 
Jo abgeſtrampelt haben .. „Es iſt in der Tat vollkommen 
gleichgültig, ob die Pfalz ſranzöſiſch 19 8 Elſaß deutſch, die 
Rheinlande ſeparatiſtiſch ſind . Opfer dieſer Maſſen⸗ 
beſoffenheit (Weltkrieg !!) ſind nicht 1 erdammen, gg 
u bedauern, ſie ſind N einen Dreck en en 
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